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Handelssalden. Derzeit ist aus dem Ausland verstärkt der Vorwurf zu hören, 
Deutschland wirtschafte zunehmend auf Kosten seiner europäischen Nachbarn 
und tue nichts für die Binnennachfrage – die Fakten aber sehen anders aus.

überschreitenden Ströme von Waren 
und Dienstleistungen, Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen sowie Über-
tragungen (z. B. Heimatüberwei-
sungen von Ausländern).

Meist tadelte die EU bisher einen 
Staat, wenn dessen Importe die Ex-
porte deutlich übertrafen. Im Fall 
von Deutschland ist es jedoch um-
gekehrt – hier übersteigen die Aus-
fuhren die Einfuhren. Und weil der 

deutsche Leistungsbilanzüberschuss 
2013 erneut bei mehr als 6 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
liegen wird – also oberhalb der von 
der EU-Kommission festgelegten 
Warnschwelle –, war Brüssel ge-
zwungen, die Reißleine zu ziehen.

Vorgesehen ist nun, die Gründe 
für den hohen deutschen Überschuss 
genau zu untersuchen. Es ist aber 
nicht zu erwarten, dass die EU-
Kommission Deutschland am Ende 
vorschreibt, seine Exporte zu redu-
zieren oder seine Wettbewerbsfähig-
keit – etwa in Form kräftiger 

Einkommensverteilung. 
Seit 2005 driften die 
Einkommen der Bundes-
bürger nicht mehr ausein-
ander, die Schere schließt 
sich aber auch nicht.	
Seite 3

Akademische Bildung. 
Unternehmen nehmen 
immer mehr Geld in die 
Hand, um Studenten 
sowie studierende Mitar-
beiter zu unterstützen.	
Seite 4-5

Verhaltensökonomik. 
Entscheidungen von 
Konsumenten und 
Sparern hängen oft 
von sogenannten 
Defaults ab.	
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Arbeitsvolumen. 
Die Erwerbstätigen in 
Deutschland haben 
im vergangenen Jahr 
so viel gearbeitet wie 
seit 1994 nicht mehr.	
Seite 7

Frauenquote. Ab 
2016 sollen Frauen in 
börsennotierten Un-
ternehmen 30 Prozent 
der Aufsichtsratsman-
date besetzen.		
Seite 8

Erst Ende Oktober haben die 
USA Deutschland angeklagt, es be-
hindere mit seiner Exportabhängig-
keit und seiner blutarmen Binnen-
nachfrage die Gesundung der Euro-
partner. Mitte November hat die 
EU-Kommission nachgelegt und 
Deutschland auf die rote Liste der 
Länder mit möglicherweise zu hohen 
Leistungsbilanzsalden gesetzt. Die 
Leistungsbilanz erfasst die grenz

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland

Inhalt

©
 2

01
3 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

48

2013 und 2014: Prognose des Sachverständigenrats
Quellen: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat

Außenhandel treibt deutsches Wachstum nicht mehr an
Beiträge zum Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts in Deutschland in Prozentpunkten Außenhandel Inlandsnachfrage
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Im kommenden Jahr dürfte das 
Wachstum der Importe etwas stärker 
ausfallen als das der Exporte. Damit 
wird Deutschlands Leistungsbilanz-
überschuss 2014 nach Schätzungen 
der OECD auf 6 Prozent sinken.

•	 Binnennachfrage zieht an. Der 
Vorwurf, Deutschland tue zu wenig 
für die heimische Nachfrage, geht 
ebenfalls ins Leere. So wird die In-
landsnachfrage laut Sachverstän-
digenrat 2014 kräftig zulegen.

Im Jahr 2014 dürften 1,8 Prozent-
punkte des BIP-Zuwachses auf die 
Binnennachfrage entfallen.

Vor allem der private Konsum 
wächst, denn die Bundesbürger ha-
ben aufgrund des Job-Booms und 
der kräftigen Lohnsteigerungen – je 
2,7 Prozent in den Jahren 2013 und 
2014 – mehr Geld im Portemonnaie.

Auch in früheren Jahren war der 
Beitrag des Außenhandels zum 
Wachstum des realen BIP niedriger 
als oft vermutet (Grafik Seite 1). Von 
2006 bis 2012 belief  er sich auf 
durchschnittlich 0,4 Prozentpunkte 
pro Jahr – der Wachstumsimpuls der 
Inlandsnachfrage betrug dagegen im 
Schnitt 1,1 Prozentpunkte.

ersten Halbjahr 2008, vor der Krise, 
waren es 58 Milliarden Euro.

Besonders stark ist der Über-
schuss gegenüber Spanien und Ita-
lien geschrumpft. Dieser Rückgang 
hat den Krisenländern geholfen. 
Dahinter steht, dass einige dieser 
Länder mehr nach Deutschland ex-
portieren – offenbar beginnen die 
Strukturreformen zu wirken (vgl. 
iwd 44/2013).

Dass der deutsche Exportmotor 
keineswegs zulasten der europä-
ischen Nachbarn beschleunigt, zei-
gen auch andere Zahlen: Schon in 
diesem Jahr werden die preisbereinig
ten Exporte mehr oder weniger sta-
gnieren. Und für das kommende 
Jahr erwarten die Unternehmen ge-
mäß der aktuellen Herbstumfrage 
des Instituts der deutschen Wirt-
schaft Köln allenfalls eine leichte 
Aufhellung ihrer Exportperspekti-
ven (vgl. iwd 47/2013).

Gleichzeitig sind die realen deut-
schen Importe in den ersten drei 
Monaten dieses Jahres um 0,4 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr gestie-
gen, die realen Exporte gaben dage-
gen um 0,3 Prozent nach.

Lohnsteigerungen – zu ver-
schlechtern. Zumal darunter auch 
Deutschlands Nachbarn leiden wür-
den. Denn diese profitieren über 
Zulieferungen nahezu im Gleich-
klang von den wachsenden Exporten 
Deutschlands ins außereuropäische 
Ausland:

Steigen die deutschen Exporte um 
10 Prozent, nehmen die Vorleistungs-
ausfuhren der EU-Partner nach 
Deutschland um rund 9 Prozent zu.

Also wird die Kommission 
höchstwahrscheinlich fordern, dass 
Deutschland sein Importdefizit be-
hebt. Bei diesem Thema ist die Bun-
desrepublik ohnehin bereits auf 
einem guten Weg:

•	 Nachbarn holen auf. Der deutsche 
Leistungsbilanzsaldo ist nach der 
globalen Finanz- und Wirtschafts-
krise zwar auf rund 7 Prozent gestie-
gen. Allerdings haben sich die Leis
tungsbilanzüberschüsse regional 
verlagert – weg von der Eurozone, 
hin zu Amerika und Asien (Grafik):

Im ersten Halbjahr 2013 betrug 
der deutsche Leistungsbilanzüber-
schuss gegenüber den Euroländern 
nur noch 26 Milliarden Euro – im 
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Angaben jeweils für das erste Halbjahr
Ursprungsdaten: Deutsche Bundesbank

Die deutsche Leistungsbilanz
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Einkommensverteilung. Seit 2005 
driften die Einkommen der Bundesbür-
ger nicht mehr auseinander. Die Ein-
kommensschere schließt sich aber auch 
nicht. Für beides gibt es Gründe.

Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) hat eine 
neue Studie zur Einkommensent-
wicklung der Deutschen vorgelegt 
– und Erklärungen dafür geliefert, 
warum die Einkommen früher sehr 
stark auseinandergedriftet sind, heu-
te aber eher Stillstand zu verzeichnen 
ist (Grafik):

•	 Längerfristige Entwicklung. Der 
Anstieg der Einkommensungleich-
heit seit den 1990er Jahren konnte 
2005 gestoppt werden – nicht zuletzt 
dank des Aufschwungs auf dem Ar-
beitsmarkt:

Seit 2005 sind mehr als 2,7 Milli-
onen neue sozialversicherungspflich-
tige Jobs entstanden. Die Arbeitslo-
senquote hat sich mehr als halbiert.

Durch diese Entwicklung holten 
die unteren Einkommensbezieher 
etwas auf: So sind die Realeinkom-
men der ärmsten 10 Prozent der 
Bevölkerung zwischen 2005 und 
2011 um 6 Prozent gestiegen, die 
oberen Einkommen haben sich in 
diesem Zeitraum kaum verändert.

Damit läuft Deutschland gegen 
den internationalen Trend. In 21 von 
33 OECD-Ländern, für die Daten 
verfügbar sind, haben sich die Ein-
kommen der Gutverdienenden über 
die Krisenjahre hinweg besser ent-
wickelt als die Einkommen der är-
meren Bevölkerung.

Auch die Optimisten unter den 
Forschern müssen allerdings einräu-
men, dass die Einkommen der är-

meren und reicheren Bundesbürger 
heute weiter auseinanderliegen als 
zu Beginn der 1990er Jahre. Für 
diese Tatsache gibt es eine Reihe  
von Erklärungen. Ein wesentlicher 
Grund ist der Fachkräftemangel:

Die steigende Nachfrage nach 
Hochqualifizierten stößt auf ein be-
grenztes Angebot an gut ausgebil-
deten Arbeitnehmern – die deshalb 
überdurchschnittliche Löhne und Ge-
hälter verlangen können.

Am unteren Ende der Einkom-
mensschere stehen dagegen häufig 
geringqualifizierte Langzeitarbeits-
lose, die nur schwer in den Arbeits-
markt zu integrieren sind.

Laut DIW trägt auch der demo-
grafische Wandel zur steigenden Un-
gleichheit bei: Es gibt immer mehr 
Rentner, die in der Regel über weni-
ger Geld verfügen als ein Beschäf-
tigter. Und die Senioren steigen nor-
malerweise auch in der Einkommens-
hierarchie nicht mehr auf. Zudem hat 
die wachsende Zahl von Singlehaus-

halten und Alleinerziehenden das 
Einkommensgefälle verstärkt.

•	 Kurzfristige Entwicklung. Seit 
dem Jahr 2005 hat sich in der Ein-
kommensverteilung nicht mehr viel 
getan. Die kleinen Veränderungen 
nach oben und unten beschreiben 
keine Trends, sie sind vielmehr auf 
Sonderfaktoren zurückzuführen.

Zum Beispiel sind mit der derzeit 
guten Immobilien- und Börsen-
marktentwicklung auch die Vermö-
genseinkommen wieder gestiegen, 
die Verluste der Finanzmarktkrise 
wurden also zum Teil kompensiert.

Zu einem nennenswerten Einkom-
menszuwachs am oberen Ende der 
Einkommenshierarchie hat dies al-
lerdings nicht geführt: Die Realein-
kommen des reichsten Zehntels sind 
von 2010 auf 2011 gerade einmal um 
0,7 Prozent gestiegen.

Eine Erklärung dafür, warum die 
Einkommen des untersten Zehntels 
2011 zurückgegangen sind, gibt es 
bisher nicht.
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Die Einkommensdrift in Deutschland
                       Die realen Pro-Kopf-Einkommen des untersten Dezils – das ist das Zehntel der 
Bevölkerung mit den niedrigsten verfügbaren Einkommen – sind vom Jahr 2000 bis 2005 um 
9,9 Prozent gesunken. Im obersten Zehntel sind die Einkommen dagegen um 14,1 Prozent 
gestiegen. Anschließend ging die Schere nicht weiter auseinander, vielmehr näherten sich die 
Einkommen wieder an. So hatte das unterste Dezil im Jahr 2011 nur noch einen Einkommens-
rückgang von 4,4 Prozent gegenüber dem Vergleichsjahr 2000, im obersten Dezil schrumpfte 
der Zuwachs auf 13,2 Prozent.

Lesebeispiel:

Verfügbares Einkommen – Veränderung der Mittelwerte gegenüber dem Jahr 2000 in Prozent
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auch anders als früher: Heutzutage 
investieren die Unternehmen insbe-
sondere in die Verzahnung von be-
ruflicher Praxis und akademischer 
Bildung. Davon profitieren unmit-
telbar vor allem die Studenten:

•	 Der größte Teil der Investitionen 
– nämlich 948 Millionen Euro – 
fließt in die Förderung der dualen 
Studiengänge. Rund 65.000 Stu-
denten, die die Unternehmenspraxis 
mit einem akademischen Studium 
verbinden, wurden von den Firmen 
im vergangenen Jahr unterstützt – 
mit durchschnittlich 14.577 Euro. 
Das deckt die Ausbildungs- oder 
Praktikumsvergütung, die Hoch
schulgebühren sowie die Personal-
kosten ab, die im Zusammenhang 
mit der Betreuung des Nachwuchses 
entstehen.

•	 Mehr als 640 Millionen Euro wen-
deten die Unternehmen 2012 für die 
Beschäftigung von Praktikanten auf, 
ein Plus von 20 Prozent gegenüber 
2009. Die Betriebe öffneten damit im 
vergangenen Jahr fast 250.000 Prak-
tikanten ihre Türen und trugen so 
auch der Tatsache Rechnung, dass 
mittlerweile jeder zweite Bachelorstu-
dent ein Pflichtpraktikum außerhalb 
der Hochschule absolvieren muss.

•	 Doch nicht nur Externe, auch 
lernwillige Mitarbeiter konnten sich 
2012 über das finanzielle Engage-
ment ihrer Arbeitgeber freuen: Mit 
326 Millionen Euro finanzierten die 
Unternehmen Studiengebühren und 
Freistellungen von fast 50.000 stu-
dierenden Mitarbeitern. 

•	 Die Zahl der Stipendiaten ist seit 
2009 um 63 Prozent auf 10.000 ge-
stiegen, die Betriebe unterstützten sie 
zuletzt mit insgesamt 45 Millionen 

schullehre und die Studenten auf wie 
für die universitäre Forschung, so 
das Ergebnis einer gemeinsamen Stu-
die des Instituts der deutschen Wirt-
schaft Köln und des Stifterverbands 
für die Deutsche Wissenschaft. Es ist 
die zweite Erhebung dieser Art, erst-
mals hatten die beiden Institutionen 
das Volumen der unternehmerischen 
Investitionen in die akademische Bil-
dung für 2009 ermittelt.

Die Firmen nehmen nicht nur 
deutlich mehr Geld in die Hand als 
vor ein paar Jahren, sie verteilen es 

Akademische Bildung. Zum zweiten Mal haben das Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW) und der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
ermittelt, mit wie viel Geld und welchen Zielen die Unternehmen die Ausbildung 
an den Hochschulen fördern. Offenbar setzen die Betriebe vor allem auf die 
direkte Unterstützung junger Studenten sowie auf die akademische Weiterbil-
dung der eigenen Mitarbeiter. 

Sie stellen Praktikumsplätze zur 
Verfügung, vergeben Stipendien, fi-
nanzieren Studiengänge und Profes-
suren: Unternehmen unterstützen die 
Ausbildung an den Unis und Fach-
hochschulen nicht nur auf vielfältige 
Weise, sie machen auch Jahr für Jahr 
mehr Geld dafür locker (Grafik):

Im Jahr 2012 haben deutsche Fir-
men mehr als 2,5 Milliarden Euro in 
die akademische Bildung investiert 
– das sind 15 Prozent mehr als 2009.

Damit wenden die Betriebe fast 
doppelt so viel Geld für die Hoch-
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48Befragung von 1.310 Unternehmen mit mindestens
50 Mitarbeitern im Frühjahr 2013; weitere Maßnahmen:
z.B. Gastvorträge, Workshops, Prämierung von Abschluss-
arbeiten, Hochschulwettbewerbe mit Gewinnprämien,
Betriebsbesichtigungen oder Studiengänge, die die Hoch-
schulen gemeinsam mit Unternehmen oder privaten
Bildungsanbietern durchführen; Quellen: IW Köln/IW
Consult, Stifterverband für die deutsche Wissenschaft

Akademische Bildung:
Unternehmen investieren Milliarden
in Millionen Euro 2009 2012

Duale Studiengänge 675
948

Praktika 535
642

Studierende
Mitarbeiter

286
326

Finanzielle
Zuwendungen

401
269

Sachspenden
und Dienstleistungen

157
107

Stiftungsprofessuren 83
92

Weitere Maßnahmen 2
78

Stipendien 41
45

Insgesamt

2.180 2.507

Zahl der geförderten
Personen 2012

Praktikanten

Veränderung gegen-
über 2009 in Prozent

245.648 +35
Dual Studierende 65.070 +32
Abschlussarbeiten
und Promotionen 60.000 +31

Studierende
Mitarbeiter 49.278 +16

Lehrbeauftragte 12.110 +24
Stipendiaten 10.013 +63
Stiftungs-
professuren 514 -9

Wirtschaft macht 2,5 Milliarden Euro locker 



Anrechnungsmöglichkeiten von 
Leistungen beruflich qualifizierter 
Mitarbeiter auf ein Studium. 

Bislang konnten die Hochschu-
len den Wunsch nach einer praxis-
verbundeneren Hochschulausbil-
dung noch nicht rundum erfüllen: 
Im Durchschnitt gaben die Betriebe 
den investitionsentscheidenden As-
pekten der akademischen Bildung 
lediglich die Schulnote 3,2. Am bes
ten – mit einer 2,9 – schneidet noch 
die Internationalität des heimischen 
Lehrangebots ab. Allerdings spielt 
dieser Aspekt für die meisten Un-
ternehmen nur eine untergeordnete 
Rolle.

Verknüpfung von Theorie und Praxis 
sogar der wichtigste Aspekt bei ihrer 
Investitionsentscheidung.

Knapp acht von zehn Betrieben 
liegt daran, dass das Lehrangebot 
verstärkt so organisiert wird, dass 
man es auch parallel zum Beruf 
nutzen kann. Besonders wichtig ist 
den Firmen deshalb die vermehrte 
Einführung von berufsbegleitenden 
Masterstudiengängen. Derzeit sind 
erst 18 Prozent der mehr als 7.000 
Masterstudiengänge in Deutschland 
zeitlich flexible Angebote, von den 
rund 7.500 Bachelorstudiengängen 
lassen sich sogar nur 13 Prozent 
„nebenher“ studieren.

Relevant für die Investitionsbe-
reitschaft der Unternehmen sind 
darüber hinaus die Kooperations-
möglichkeiten zwischen der Hoch-
schule und dem Betrieb sowie die 

Euro. Zwei von drei Unternehmen 
setzen dabei auf das Deutschlandsti-
pendium, bei dem sich der Staat zur 
Hälfte an der Förderung beteiligt.

Insgesamt investieren die Unter-
nehmen mehr als 80 Prozent ihres 
Budgets für die akademische Bil-
dung in Köpfe, knapp 20 Prozent 
fließen in Gebäude und Ausstattung 
der Hochschulen, zum Beispiel in 
Messgeräte, Testfahrzeuge und Bü-
cher. Vor vier Jahren sah das noch 
anders aus. Damals gaben die Be-
triebe fast 30 Prozent der Investiti-
onssumme für die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen an den Unis 
und FHs aus.

Ein Grund dieser Veränderung 
ist, dass die Unternehmen wegen des 
demografischen Wandels verstärkt 
darauf achten, wie sie ihre Rekrutie-
rungsmöglichkeiten verbessern kön-
nen. Die Betriebe sind auf gut aus-
gebildete Fachkräfte angewiesen, 
allein im MINT-Bereich (Mathema-
tik, Informatik, Naturwissenschaf-
ten und Technik) tut sich bis 2020 
voraussichtlich eine Lücke von 
100.000 Akademikern auf. Vor allem 
deshalb fördert bereits jedes vierte 
Unternehmen in Deutschland duale 
Studiengänge, denn diese Form der 
Ausbildung ermöglicht es ihnen, zu-
künftige Absolventen bereits nach 
dem Abschluss der Schule anzuspre-
chen und diese Kandidaten frühzei-
tig an sich zu binden.

Fast genauso wichtig ist es den 
Firmen, die Studenten auf den kon-
kreten Berufsalltag vorzubereiten. 
Die Unternehmen erwarten, dass 
Hochschulabsolventen in der Lage 
sind, das theoretische Wissen auf 
Problemstellungen der Praxis anzu-
wenden (Grafik):

Für neun von zehn Unternehmen, 
die sich in der akademischen Ausbil-
dung finanziell engagieren, ist die 
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Christiane Konegen-Grenier, Mathias Winde:
Bildungsinvestitionen der Wirtschaft 2012,
Essen 2013
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Befragung von 1.310 Unternehmen mit mindestens 50 Mitarbeitern im Frühjahr 2013
Quellen: IW Köln/IW Consult, Stifterverband für die deutsche Wissenschaft

So viel Prozent der Unternehmen, die die akademische Bildung finanziell unterstützen 
oder dies planen, halten dies bei ihrer Investitionsentscheidung für relevant

Praxisorientierung 
bei der Theorie-
vermittlung

Berufsbegleitende 
Organisation des 
Lehrangebots

Kooperation mit unserem 
Unternehmen bei der 
Planung und Ausgestal-
tung von Praxisphasen

Anrechnung der Leis-
tungen von beruflich 
qualifizierten Mitarbei-
tern auf ein Studium

Interdisziplinarität 
des Lehrangebots

Auf unser Unternehmen 
zugeschnittene Weiter-
bildungsangebote der 
Hochschulen

Einzeln studierbare 
Module, die in der 
Summe einen Studien-
abschluss ergeben

Ortsunabhängigkeit 
des Lehrangebots 
(z.B. durch Online-
Kurse)

Internationalität 
des Lehrangebots 
(z.B. englischsprachige 
Studiengänge)

Mit dieser Schulnote bewerten die 
Unternehmen den jeweiligen Aspekt 
des Studienangebots der Hochschulen
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Akademische Bildung: Was Unternehmen wichtig ist
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Verhaltensökonomik. Warum abon-
nieren wir Zeitschriften, die wir nicht 
lesen, oder kaufen Reiserücktrittsver-
sicherungen, die wir eigentlich gar 
nicht wollen? Und warum spenden die 
Ungarn und Österreicher häufiger Or-
gane als die Deutschen? Statt nüchtern 
zu berechnen, was einem mehr nutzen 
könnte, entscheidet der Mensch oft 
ziemlich irrational – nämlich gar nicht.

Unser Konsum- und Sparverhal-
ten hängt erstaunlich oft von soge-
nannten Defaults ab, das bedeutet   
„Vorgaben“ oder „Voreinstellungen“. 
Im Alltag begegnen uns diese De-
faults vor allem bei der Installation 
von Computer-Software – in Form 
von kleinen Häkchen, mit denen wir 
voreingestellte Standardwerte über-
nehmen. Aber auch andere Bran-
chen und der Staat arbeiten mit 
Voreinstellungen. Man kann sie an-
nehmen oder ablehnen – doch oft 
sind sie uns gar nicht bewusst.

Wir entscheiden uns zum Beispiel 
häufiger für Ledersitze oder andere 
Extras im neuen Auto, wenn das 
Häkchen in der Auswahlliste bereits 
gesetzt ist. Auch die automatische 
Verlängerung von Zeitungsabos wird 
vom Käufer oft übernommen.

Ein weiterer Fall ist die private 
Altersvorsorge: Sie wird eher abge-
schlossen, wenn der Arbeitsvertrag 
schon vorsieht, dass die vermögens-
wirksamen Leistungen automatisch 
in die Vorsorge fließen.

Defaults können sogar Leben ret-
ten. In vielen Ländern sind mehr 
Menschen auf  eine Organspende 
angewiesen als Spenderorgane zur 
Verfügung stehen. In Deutschland 
warten pro Jahr 10.000 Menschen 
auf eine Spende, denn gerade einmal 
12 Prozent der Bürger sind eingetra-
gene Organspender (Grafik).

In Dänemark sind nur 4 Prozent 
der Menschen als Organspender re-
gistriert, in Ungarn dagegen ist es fast 
jeder Bürger.

Dies liegt – neben den unterschied
lichen Religionen und Kulturen – 
vor allem an der Rechtsprechung: In 
Österreich, Ungarn und Schweden 

etwa ist jeder von Geburt an auto-
matisch auch Organspender – in 
Deutschland muss man sich explizit 
als Organspender registrieren lassen. 
Seit November 2012 sind die Kran-
kenkassen gesetzlich verpflichtet, 
ihre Versicherten regelmäßig über 
Organspende-Möglichkeiten zu in-
formieren.

Dass Defaults eine so starke Aus-
wirkung auf unsere Entscheidungen 
haben, liegt an der Natur des Men-
schen. Zum einen neigen wir dazu, 
Entscheidungen aufzuschieben, und 
behalten gerne den Status quo bei. 
Die Menschen sind oft schlichtweg 
zu bequem, etwas zu ändern, oder 
unsicher, welche Folgen eine be-
stimmte Entscheidung haben könnte. 
Zum anderen sind viele Menschen 
von der Informationsflut überfordert 
und bleiben einfach bei ihren Ge-
wohnheiten – oder überlassen ande-
ren die Entscheidung.

Die Forschungsergebnisse der 
Verhaltensökonomen um Armin 
Falk von der Universität Bonn zei-
gen, dass man Voreinstellungen eher 
übernimmt, wenn die Entscheidung 
komplex ist und man dem „Default-
Setzer“ – dem Staat, der Versiche-
rung, dem Autoverkäufer – vertraut.

Der Staat sichert die Bürger mit 
Defaults in vielen Bereichen ab – 
und schützt sie so vor einer Flut von 
Rechtsstreitigkeiten: Wenn zum   
Beispiel der Arbeitgeber oder der 
Vermieter keine näheren Angaben 
macht, dann übernimmt das Gesetz. 
Das Mietrecht etwa schreibt vor, wer 
die Wohnung renovieren muss, und 
das Arbeitsrecht legt fest, wie viele 
Urlaubstage einem Arbeitnehmer 
mindestens zustehen.©
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Widerspruch gegen gesetzlich
vorgesehene Entnahme notwendig

So viel Prozent der Bürger sind Organspender

aktive Zustimmung zur Organspende 
notwendig

Quelle: Johnson
und Goldstein (2004)

Organspende: Unter-
schiedlich geregelt

Vereinigtes
Königreich

Ungarn 99,99

Frankreich 99,91

Österreich 99,98

Polen 99,50

Portugal 99,64

Schweden 85,90

Belgien 98,00

17,17

Niederlande 27,50

Dänemark 4,25

Deutschland 12,00

Keine Entscheidung ist auch eine 



Es gibt viel zu tun

Arbeitsvolumen. Die Erwerbstätigen 
in Deutschland haben im vergangenen 
Jahr fast 58 Milliarden Stunden gear-
beitet – so viel wie seit 1994 nicht 
mehr. Allein im Vergleich zu 2009 hat 
das Arbeitsvolumen um gut 2 Milliar-
den Stunden zugenommen.

Im Gegensatz zu vielen anderen 
Ländern Europas ist die aktuelle 
Entwicklung auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt ausgesprochen erfreu-
lich. So ist die Zahl der Erwerbstä-
tigen im Laufe der vergangenen 
Jahre auf immer neue Rekordhöhen 
geklettert und überschritt im dritten 
Quartal 2013 erstmals die Marke 
von 42 Millionen.

Vor allem aber steigt auch die 
Zahl der Arbeitsstunden seit einiger 
Zeit wieder deutlich an (Grafik). Das 
ist umso bemerkenswerter, als der 
Trend zuvor lange rückläufig war:

Zwischen 1991 und 2005 verringer­
te sich das Arbeitsvolumen um mehr 
als 4 Milliarden Stunden.

Ein wesentlicher Grund dafür 
war, dass nach dem kurzen Wieder-
vereinigungsboom viele unrentable 
Betriebe in den neuen Bundeslän-
dern schließen mussten und dadurch 
zahlreiche Vollzeitstellen verloren 
gingen. Und auch in Westdeutsch-
land setzte damals eine längere wirt-
schaftliche Flaute ein. Hinzu kam, 
dass immer mehr Beschäftigte in der 
Bundesrepublik nur noch Teilzeit 
arbeiteten.

Die Trendwende kam mit den 
Hartz-Reformen, die den Arbeits-
markt in Deutschland spürbar be-
lebten und das Arbeitsvolumen vom 
Tiefpunkt im Jahr 2005 wieder 
wachsen ließen. Zwar gab es durch 

die Finanz- und Wirtschaftskrise 
2009 zwischenzeitlich einen Dämp-
fer – unter anderem, weil viele Be-
triebe auf Kurzarbeit gehen muss-
ten. Doch der damalige Rückgang 
des Arbeitsvolumens wurde inzwi-
schen mehr als wettgemacht.

Dahinter steckt auch, dass viele 
der in den vergangenen Jahren ge-
schaffenen Stellen Vollzeitarbeits-
plätze sind – ihre Zahl stieg von 2005 
bis 2012 um 1,2 Millionen. Dagegen 
blieb die Zahl jener Beschäftigten, 
die lediglich einen Minijob haben, 
nahezu konstant. Insgesamt hat sich 
der Anteil der Teilzeitarbeitnehmer 
laut Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung seit 2009 kaum er-
höht. Die Kritik, in Deutschland 
werde die vorhandene Arbeit nur auf 
immer mehr Köpfe verteilt, trifft also 
nicht zu.

Vergleicht man das aktuelle Ar-
beitsvolumen mit dem des Jahres 
2000, ist für Deutschland insgesamt 
keine große Bewegung zu erkennen. 

Es lassen sich aber unterschiedliche 
regionale Tendenzen aufzeigen:

In Hamburg ist die Zahl der geleis­
teten Arbeitsstunden im Zeitraum von 
2000 bis 2012 um 7,9 Prozent gestie­
gen – so stark wie nirgends sonst in 
Deutschland.

Aufgrund der zahlreichen Ein-
pendler ist das Arbeitsvolumen in 
der Hansestadt mittlerweile größer 
als in Brandenburg, Sachsen-Anhalt 
oder Thüringen.

Die ostdeutschen Flächenländer 
haben in den vergangenen Jahren die 
größten Rückgänge an Arbeitsstun-
den hinnehmen müssen – und das, 
obwohl die Erwerbstätigenquoten 
deutlich gestiegen sind. In Sachsen 
zum Beispiel hatten im Jahr 2012 fast 
75 Prozent der 15- bis 64-Jährigen 
einen Job – gegenüber 64 Prozent im 
Jahr 1998. Die Ursache für das den-
noch schrumpfende Arbeitsvolumen 
ist der Bevölkerungsrückgang, der 
in Sachsen fast 15 Prozent betrug, in 
Sachsen-Anhalt sogar 20 Prozent.
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Quelle: Statistisches Bundesamt

Wie viel die 
Deutschen arbeiten
Arbeitsvolumen 
in Millionen Stunden

2000 01 02 03 04 2005 06 07 08 09 2010 11 12

55.000

56.000

57.000

58.000

59.000

7,9
5,5

3,7
2,5

1,8
1,8
1,6

-0,2
-0,5
-1,0

-2,0
-5,0

-6,2
-7,0

-7,6
-10,5

Hamburg

Veränderung des Arbeitsvolumens von 2000 
bis 2012 in Prozent

Berlin
Bayern

Niedersachsen
Bremen

Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg

Nordrhein-Westfalen
Hessen
Schleswig-Holstein
Saarland
Sachsen
Brandenburg
Thüringen
Mecklenburg-Vorpommern
Sachsen-Anhalt

Ursprungsdaten: Arbeitskreis „Erwerbstätigenrechnung 
des Bundes und der Länder” 57.973

57.922



Frauenquote. Sie kommt – darauf 
haben sich Union und SPD vergangene 
Woche in ihren Koalitionsverhand-
lungen geeinigt. Ab 2016 sollen drei 
von zehn zu besetzenden Mandaten in 
den Aufsichtsräten börsennotierter Un-
ternehmen mit Frauen besetzt werden.

Aufsichtsräte wachen darüber, ob 
und mit welchem Ergebnis der Vor­
stand einer Aktiengesellschaft den 
nachhaltigen Firmenerfolg anstrebt. 
In Deutschland entsenden unter be­
stimmten Voraussetzungen sowohl 
Anteilseigner als auch Arbeitnehmer 
Vertreter in dieses Gremium.

Die Einigung auf eine Frauen­
quote macht nun das Merkmal Ge­
schlecht zu einem Entscheidungskri­
terium – mit dem Ziel, den Frauen­
anteil in den Kontrollorganen zu 
erhöhen (Grafik):

Derzeit stellen Frauen in den rund 
160 Unternehmen, die insgesamt in 

den vier großen Börsenindizes gelistet 
sind, 17 Prozent der Aufsichtsräte.

Das ist aber schon deutlich mehr 
als vor zwei Jahren – 2011 war erst 
jedes zehnte Aufsichtsratsmitglied 
weiblich. Auf Arbeitnehmerseite ist 
der Anteil seitdem um ein Drittel 
gestiegen, aufseiten der Anteilseig­
ner hat er sich fast verdreifacht.

Gleichwohl sind weibliche „Kon­
trolleure“ immer noch häufiger auf 
der Arbeitnehmerseite anzutreffen 
als unter den Vertretern der Kapital­
seite. Ursache dafür ist, dass Anteils­
eignern vor allem wichtig ist, dass 
Aufsichtsräte im Laufe ihres beruf­
lichen Lebens Erfahrungen in leiten­
den Funktionen und der Unterneh­
mensführung gesammelt haben. 
Berufswahl und unterbrochene Er­
werbsbiografien mit Teilzeitbeschäf­
tigung schränken deshalb den Kreis 
geeigneter Kandidatinnen ein.

Für die Arbeitnehmerseite zählt 
hingegen vorrangig, dass die in den 
Aufsichtsrat entsendeten Personen 
die Interessen der Mitarbeiter aus­
reichend zur Geltung bringen kön­

nen – dafür braucht es nicht zwin­
gend Führungsverantwortung.

Erfahrungen mit einer verbind­
lichen Quote hat Norwegen: Dort 
mussten die betroffenen Firmen den 
Frauenanteil in Aufsichtsräten auf 
40 Prozent erhöhen – was allerdings 
dazu führte, dass sich die durch­
schnittliche Unternehmensbewer­
tung auf den Kapitalmärkten ver­
schlechterte. Der Grund: Man muss­
te sich beim plötzlich notwendigen 
Casting häufig für weniger erfahrene 
Kandidatinnen entscheiden.

Sollten – wie von den Koalitio­
nären geplant – Aufsichtsratsman­
date in Deutschland künftig unbe­
setzt bleiben, weil keine geeigneten 
Kandidatinnen gefunden werden 
können, ist dies verfassungsrechtlich 
heikel. Denn diese Regelung könnte 
dazu führen, dass die Arbeitnehmer­
seite die Stimmenoberhand im Auf­
sichtsrat gewinnt – und das wider­
spricht dem Mitbestimmungsgesetz 
von 1976.
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2013: Stand September; 2012, 2011: Stand Januar; Aufsichtsräte börsennotierter Unternehmen: DAX-, 
MDAX-, SDAX- und TecDAX-Unternehmen; Quelle: Frauen in die Aufsichtsräte e.V.

Weibliche Aufsichtsräte
Aufsichtsräte börsennotierter Unternehmen 
setzen sich in Deutschland aus Vertretern der 
Anteilseigner und Vertretern der Arbeitnehmer 
zusammen. Dabei dürfen die Arbeitnehmer-
vertreter in Kapitalgesellschaften mit mehr als 
2.000 Mitarbeitern in der Regel die Hälfte der 
Aufsichtsratsmitglieder stellen, in Kapitalge-
sellschaften mit mehr als 500 bis 2.000 Mit-
arbeitern ein Drittel und in kleineren Kapital-
gesellschaften gar keine. Für Unternehmen 
des Bergbaus und der eisen- und stahlerzeu-
genden Industrie gelten gesonderte Regeln.

Frauenquote in Prozent

Anteils-
eigner-
seite

Arbeit-
nehmer-

seite

Insgesamt

2013

2012

2011

17,4

12,8

10,0

23,8

20,3

17,7

13,3

8,1

5,0

Aus der 17 
soll eine 30 
werden


